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München (8)

könnte. (1)

Der Kampf um bezahlbaren 
Wohnraum wird härter. Der 
Berliner Mieterverein veröf-
fentlichte bereits in seinem Ma-
gazin 6/13, dass die Zahl der 
Obdachlosen bereits 2015 auf 
9200 Betroffene steigen könn-
te. (2)

In einem Bericht der Teilhabe 
e.V. wird auf die Situation der 
Obdachlosen und wohnungslo-
sen Menschen in unserer Stadt 
hingewiesen.
Es lohnt sich diesen Bericht zu 
lesen um weitere wichtige In-
formationen zu erhalten. (3)  

Die Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt 
gibt in ihrer Pressemitteilung
vom 13.01.2016 bekannt, dass 
die Bevölkerung bis 2030 um 
265.000 auf dann 3,8 Mio. an-
wächst. Zum Schluss der Pres-
semitteilung erfährt man, dass 
sich die Prognose durch die 
unkalkulierbare Einschätzung 
der Flüchtlingszahlen erheblich 
nach oben verändern kann. 
Eine Szenario-Betrachtung 
kommt zum Ergebnis, dass die 
Einwohnerzahl bereits 2020 
auf 3,9 Mio. angewachsen sein 

Ab Neujahr keine 
Rente mehr mit 63
von NRhZ/DL

Kein schöner Jahreswechsel 
für Rentnerinnen und Rent-
ner: Die (fälschlicherweise so 
genannte) Rente mit 63 ist 
Geschichte. Gerade weil sich 
die Bedingungen für Ältere auf 
den Arbeitsmarkt immer wei-
ter verschlechtern und sich 
die Langzeitarbeitslosigkeit für 
Menschen ab 50 immer mehr 
verfestigt, müssen wir Brü-
cken in einen vorzeitigen und 
abschlagsfreien Übergang in 
den Ruhestand bauen statt 
sie einzureißen, kommentiert 
Matthias W. Birkwald, renten-
politischer Sprecher der Bun-
destagsfraktion DIE LINKE, 
den Anstieg der Altersgrenze 
für besonders langjährig Ver-
sicherte am 01.01.2016. Birk-
wald weiter: „Ab dem Jahrgang 
1953 kann man - vorausge-
setzt man hat 45 Beitragsjahre 
erreicht - nicht mehr mit 63, 
sondern erst ab 63 Jahren und 
zwei Monaten in Rente gehen. 
Für jeden nachfolgenden Jahr-
gang verschiebt sich der Ruhe-
stand noch mal zwei Monate 
nach hinten. Aber damit nicht 
genug: Für den Jahrgang 1951 
steigt die Regelaltersgrenze 
auf 65 Jahre und fünf Mona-
te. Außerdem ist der Jahrgang 
1951 der letzte, der es Frauen 

Vielleicht ist „Jetzt“ besser...
von B. Frieden

alles verloren scheint und da-
raus unweigerlich der Ehrgeiz, 
das Blatt doch noch zu wenden 
in einem entsteht.
Vielleicht umarmen sich sogar 
die erbittersten Feinde oder 
reichen sich wenigstens die 
Hand.
Vielleicht umarmen sich dieje-
nigen, die Angst voreinander 
und Vorurteile aufgebaut hat-
ten... und merken, dass uns 
wesentlich mehr verbindet, als 
das, was uns trennte.
Die Grenzen, Mauern und Li-
nien ziehen andere - nicht wir, 
die eingrenzt werden!
Vielleicht braucht die Welt 
mehr „Make Love not War“ und 
begreift endlich das „bombing 
for peace is like fucking for vir-
ginity“
... oder kurz gesagt: Vielleicht 
braucht die Welt einfach nur 
guten Versöhnungssex!
Und vielleicht liest du diesen 
Text (bis auf diese letze Zeile) 
gleich noch einmal, nur dieses 
mal ersetzt du jedes „Vielleicht“ 
mit einem „Jetzt“.

Vielleicht werden es die kleinen 
Botschaften sein, die die Geis-
ter die wir riefen vertreiben 
werden.
Vielleicht braucht keiner mehr 
nach Lösungen zu schreien und 
der Spuck hat ein Ende, wür-
den wir diese Botschaft verste-
hen und leben.
Vielleicht ist es ja gar nicht 
naiv so zu denken, für diese 
Botschaft einzutreten und für 
sie zu kämpfen... anstatt sie 
zu zerreden, zu ignorieren und 
weiter akzeptieren, dass eine 
Handvoll Menschen sich über 
sie hinwegsetzt.
Vielleicht sehen wir ein, dass 
der Hass uns an keinem Punkt 
in der Geschichte weitergehol-
fen hat und nur die Liebe ein 
Gewinn für Erde, Menschheit 
und Tierwelt war, ist und sein 
wird.
Vielleicht sehen wir ein, dass 
wir es selber in der Hand ha-
ben und nicht uns nicht mehr 
bevormunden, manipulieren 
und spalten zu lassen. Viel-
leicht versteht man, das nicht 

Gelenkte Mediendemokratie?
von F. Hauschild

vor drei anstehenden Land-
tagswahlen zu verbannen. 
Auch Die Linke und die FDP 
sind von dem Bannhammer be-
troffen. Mitreden darf nun nur, 
wer bereits im Landtag sitzt, 
nicht aber wer teils zweistellige 
Ergebnisse in den Wahlumfra-
gen verzeichnet. Ein erneutes 
Armutszeugnis des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, der von 
sich selbst behauptet „staats-
fern“ und „unabhängig“ zu 
sein.“ (5)

Auch wenn man der AfD kri-
tisch gegenübersteht, kann 
man diese erneute Farce der 
öffentlich-rechtlichen Sender 
nur als solche benennen...und 
es wird Zeit, dass dieses in-
zestuöse, gedankenpolizeiliche 
Netzwerk, das derzeit noch 
Politik und Medien beherrscht, 
zum Teufel gejagt wird!
„Als Folge von Druck seitens 
der Regierungsparteien, haben 
SWR und MDR angekündigt, 
die AfD aus den TV-Debatten 

ermöglicht, ab 65 und null Mo-
naten abschlagsfrei in Rente zu 
gehen. Auch die „Rente wegen 
Arbeitslosigkeit und Altersteil-
zeit“ wird es letztmals geben, 
nämlich für den Jahrgang 1951. 
Gleichzeitig steigt auch die Al-
tersgrenze für Schwerbehin-
derte, die 1953 geboren wur-
den, auf 63 Jahre und sieben 
Monate, wenn man abschlags-
frei in den Ruhestand gehen 
will. Für langjährig Versicherte 
mit 35 Beitragsjahren, die vor-
zeitig an ihrem 63. Geburtstag 
in Rente gehen wollen, erhöhen 
sich die Abschläge: Dem Jahr-
gang 1951 werden zukünftig 
8,7 Prozent abgezogen werden 
und zwar Monat für Monat bis 
zum Lebensende. Diese Gru-
selliste zeigt: Nach dem Willen 
von Union und SPD sollen die 
Menschen immer länger arbei-
ten. Und wenn es nach der Uni-
on ginge sogar über die Regel-
altersgrenze hinaus! Malochen 
bis zum Tode? Nein, danke! 
DIE LINKE fordert darum ers-
tens, diese Gruselliste kom-
plett zu streichen und zweitens 
vor allem eine stabile Brücke in 
den Ruhestand zu bauen: 40 
Jahre Arbeit sind genug. Nach 
40 Jahren Arbeit sollen Be-
schäftigte ab 60 abschlagsfrei 
in Rente gehen können. Das 
haben sich die Menschen dann 
verdient! (4)

Mit Essen spielt man 
nicht
von Ch. Hörstel

Laut Studien der Weltbank, 
der UNCTAD und des Inter-
national Food Policy Research 
Institute (IFPRI) trieben Fi-
nanzspekulanten in den Jahren 
2007/2008 die Getreidepreise 
in die Höhe. Die Weizenprei-
se stiegen in Somalia um 300 
Prozent, im Senegal um 100 
Prozent und im Sudan um 90 
Prozent. Die rasant steigenden 
Preise für Lebensmittel führten 
zu Hungerprotesten in 61 Län-
dern. Die Zahl der Hungernden 
überschritt im Jahr 2009 erst-
mals die Rekordmarke von ei-
ner Milliarde Menschen.
Die EU überließ bei ihre Richt-
liniensetzung den Lobbyisten 
der ESMA die Formulierung - 
sagt Oxfam. (6)
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Ich teile die Menschheit in drei Kategorien:
Wir normale Menschen,

die irgendwann in ihrer Jugend mal Äpfel geklaut haben,
die zweite hat eine kleine kriminelle Ader,

und die dritte besteht aus Investmentbankern.
Helmut Schmidt

Quellen und weiterführende Links: (1) www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2016/pressemitteilung.433565.php
(2) www.berliner-mieterverein/magazin/online/mm0613/061312a.htm (3) www.teilhabe-berlin.de/texte/entwicklung-wohnungs-obdachlosenhilfe-berlin-104 
(4, 12) Diese Artikel haben wir mit Dank von der Neuen Rheinischen Zeitung übernommen - www.nrhz.de
(5) deutsch.rt.com/inland/36380-gelenkte-mediendemokratie-swr-und-mdr (6) tinyurl.com/zayunbo – tinyurl.com/hrkqz63
(7) facebook.com/events/1032599850112430 (8) facebook.com/events/238256869839029 (9) www.ksta.de/debatte/-merkel-bertrams-sote-kanzlerin,15188012,33511494.html
(10) alles-schallundrauch.blogspot.de/2015/10/die-merkel-versteher-haben-es-so-gewollt.html
(11) Diesen Artikel haben wir mit Dank von Alles Schall und Rauch übernommen - alles-schallundrauch.blogspot.de

verdienern und Menschen mit 
geringen Einkommen bezahlt 
wird. Deutschland braucht ein 
gerechtes Steuersystem mit 
einer stärkeren Besteuerung 
von Millioneneinkommen, Ver-
mögen und Erbschaften. Es ist 
nicht hinnehmbar, dass Merkel 
und Schäuble dann, wenn es 
darum geht gemeinschaftliche 
Aufgaben zu finanzieren, die 
Reichen von der Finanzierung 
dieser Aufgaben freistellt.“ (12)

Zu dem Vorschlag von Bun-
desfinanzminister Wolfgang 
Schäuble, eine europaweite 
Benzinsteuer zur Finanzierung 
der Flüchtlingskrise zu erhe-
ben, erklärt Sahra Wagen-
knecht, Vorsitzende der Frak-
tion DIE LINKE: „Das ist der 
falsche Weg. So vergiftet man 
das politische Klima. Es darf 
nicht sein, dass Merkels >Wir 
schaffen das< von Normal-
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Nur um es mal auf den Punkt zu bringen...
von R. Schurig

begreifen, dass die wirklichen 
Nazis, die die Glatzen auf den 
Straßen lenken, in hohen po-
litischen Ämtern, in Geheim-
diensten und ThinkTanks sitzen 
und international organisiert 
sind. Der Nationalismus, den 
sie fördern, ist für sie nur Mittel 
zum Machterhalt. Sie benut-
zen ihn, weil einfach gestrick-
te Menschen sich dadurch am 
einfachsten zu unethischem 
Handeln verleiten lassen und 
angesichts der inszenierten 
Bedrohung schnell nach star-
ker Führung rufen werden. Der 
feuchte Traum der Elite wird 
wahr.
Ich hoffe, dass genügend Deut-
sche im Geschichtsunterricht 
aufgepasst haben, denn die 
Geschichte ist gerade dabei, 
sich zu wiederholen. Wir Deut-
schen haben, im Gegensatz zu 
vielen anderen Ländern, die 
Chance nicht noch einmal in 
diese, von der Elite gestellte, 
Falle zu tappen und den Kreis 
der Schuld endlich zu durch-
brechen.

Wir leben in der Zeit, in der 
der Nationalsozialismus in 
Deutschland wieder erwacht 
und ich rede nicht von besorg-
ten Bürgern. Die sind im Spiel 
der Nazis auch nur Mittel zum 
Zweck und genau so Opfer ih-
rer hintertriebenen Manipulati-
on. Sie merken einfach nicht, 
dass sie nur benutzt werden.
Wer gedacht hat, dass das 
Nazi-Gedankengut über die 
Generationen nach dem Krieg 
einfach verschwunden wäre, 
der hat einfach unterschätzt, 
wie ansteckend dieses latente 
Virus tatsächlich ist und wie 
leicht und gezielt es zu re-
aktivieren ist. Und es ist kein 
deutsches Problem. Es ist ein 
globales Problem. In der Ukra-
ine kam es deutlich zum Vor-
schein - und unsere Regierung 
paktierte damit. In Polen ist es 
nun auch angekommen, Frank-
reich ist ebenfalls befallen und 
in Deutschland bricht es auch 
gerade wieder voll aus.
Wer glaubt, dass Nazis dumm 
sind, der sollte spätestens jetzt 

mal 365, istgleich sagenhafte 
36,5 Milliarden Euro pro Jahr.
Die Budget-Kompentenz hat 
aber alleine das Parlament und 
nicht das Kanzleramt. Merkel 
hat ohne zu fragen und ohne 
Erlaubnis, dem deutschen 
Steuerzahler eine gigantische 
Summe für die Versorgung der 
1,1 Millionen „Kulturbringer“ 
aufgebürdet. Und 2016 sollen 
noch mal 1 Million dazukom-
men. Das heisst, rein finanzi-
el schaffen wir es eben NICHT. 
Ihr „wir schaffen das“ ist eine 
Lüge! Entweder muss eine 
Flüchtlings-Soli her, also hö-
here Steuern, oder es müssen 
noch mehr Schulden gemacht 
werden.
Betram gibt das Beispiel, das 
Bundesverfassungsgericht hat 
entschieden, dass der Bun-
destag das letzte Wort darüber 
hat, ob bewaffnete deutsche 
Truppen in einen Auslandsein-
satz geschickt werden. Ohne 
parlamentarische Zustimmung 
darf es solche Einsätze nicht 
geben. Kann also schon die 
Entsendung einiger Hundert 
Soldaten nach Mali nur mit Zu-
stimmung des Bundestags er-
folgen, dann ist diese erst recht 
erforderlich, wenn es um die 
Aufnahme Hunderttausender 
Flüchtlinge geht, sagt er.
Merkels Alleingang war deshalb 
ein Akt der Selbstermächti-
gung. Man könnte auch von ei-
ner selbstherrlichen „Kanzler-
Demokratie“ sprechen, schreibt 
der Ex-Verfassungsrichter.
Aber, die Merkel-Versteher ha-
ben es so gewollt. (10, 11)

Mehrmals habe ich schon da-
rauf hingewiesen, Merkel hat 
ein EU- und BRD-Gesetz nach 
dem anderen gebrochen, mit 
ihrer selbstherrlichen „Einla-
dung“, Millionen von Migran-
ten sollen völlig unkontrolliert 
nach Europa und Deutschland 
kommen. Jetzt hat der ehema-
lige Verfassungsrichter Michael 
Bertrams, von 1994 bis 2013 
Präsident des Verfassungs-
gerichtshofs NRW, im „Kölner 
Stadt-Anzeiger“ (9) geschrie-
ben, „Merkels Alleingang war 
ein Akt der Selbtsermächti-
gung“. Er vermutet sogar einen 
Verfassungsbruch und spricht 
von „selbstherrlicher Kanzler-
Demokratie“. In anderen Wor-
ten, Merkel benimmt sich wie 
eine Diktatorin, die sich nicht 
mehr an die Gesetze hält und 
an die Kompetenzen des Parla-
ments.
Bertram schreibt, das Vor-
gehen der Kanzlerin wirft die 
verfassungsrechtliche Frage 
auf, ob sie zu ihrem Alleingang 
überhaupt legitimiert war. „In 
unserer repräsentativen De-
mokratie liegen alle wesentli-
chen Entscheidungen – gerade 
auch solche mit Auswirkung 
auf das Budget – in den Hän-
den der vom Volk gewählten 
Abgeordneten.“ Das heisst, 
Merkel durfte gar nicht so eine 
kostspielige Entscheidung tref-
fen, eine unbegrenzte Zahl an 
Flüchtlinge aufzunehmen, ohne 
der Zustimmung des Parla-
ments.
Es wird geschätzt, die Aufnah-
me von über 1 Millionen Flücht-
linge, deren Unterbringung und 
Versorgung, wird den deut-
schen Steuerzahler mindestens 
20 Milliarden Euro pro Jahr 
kosten. Es sind aber viel mehr, 
denn wenn die Kosten für ei-
nen „Schutzsuchender“ pro Tag 
100 Euro betragen, für Unter-
kunft, Essen, Kleidung, Medi-
zin, Transport, Sicherheit etc., 
dann sind das 1 Mio mal 100 

Merkel -
Verfassungsbruch und Selbstermächtigung
von Freeman

Benzinsteuer vergiftet das Klima
von NRhZ/DL


